
Newsletter II/2019 
 
 
Der Newsletter des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts informiert in kompakter und 

prägnanter Form über aktuelle Entscheidungen des Gerichts, über organisatorische Neu-

erungen und sonstige Veränderungen im Finanzgericht. Er erscheint vierteljährlich zum 

Quartalsende als RSS-Feed. Der Bezug ist kostenlos. Anmeldung und Abonnement des 

Newsletters können über die Homepage des Finanzgerichts (http://www.schleswig-hol-

stein.de/DE/Justiz/FG/fg_node.html) vorgenommen werden. 

 

 

I. Entscheidungen 

 

Kein Verbrauch der Ermäßigung nach § 34 Abs. 3 Satz 1 EStG bei fehlendem Veräu-

ßerungsgewinn und folglich fehlendem Wahlrecht trotz fehlerhafter Gewährung der 

Ermäßigung durch das Finanzamt ohne Antrag der Kläger 

 

Mit seinem Urteil vom 28. November 2018 (Aktenzeichen 2 K 205/17, veröffentlicht in EFG 

2019, S. 169) hat der 2. Senat des Finanzgerichts Vorgenanntes erkannt. 

 

Der Kläger schied zum 2. Januar 2016 aus der Gemeinschaftspraxis A aus und erzielte 

einen nach § 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG begünstigten Veräußerungsgewinn von 1.176.690 EUR. 

Zum 1. Januar 2006 war bereits C aus der Gemeinschaftspraxis ausgeschieden. In 2006 

erhielt die Gemeinschaftspraxis eine Sonderzahlung der Kassenärztlichen Vereinigung in 

Höhe von 79.865,91 EUR, die unter § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG fiel. Diese wurde in der Fest-

stellungserklärung der Gemeinschaftspraxis entsprechend erklärt. Der Feststellungsbe-

scheid erging am 5. März 2008 erklärungsgemäß und stellte für den Kläger den Betrag 
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von 39.932,96 EUR als „tarifbegünstigte Einkünfte i.S.d. § 24 Nr. 1 und 3 EStG bzw. § 34 

Abs. 2 Nr. 2 bis 4 EStG“ fest. In der ESt-Erklärung 2006 erklärte der Kläger u.a. bei den 

Einkünften aus selbständiger Arbeit in der Zeile 52 unter „Sonstiges“ einen begünstigten 

Gewinn nach § 34 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 EStG von 39.932 EUR. Eintragungen in den Zeilen 

44 bis 51, in denen Angaben zu Veräußerungsgewinnen zu erklären sind, wurden nicht 

vorgenommen, insbesondere wurde weder der Freibetrag nach § 16 Abs. 4 EStG (Zeile 

44) noch die Gewährung des ermäßigten Steuersatzes (Zeile 46) beantragt. Fehlerhaft 

ging das Finanzamt bei der Auswertung der Mitteilung über die anteiligen Einkünfte von 

einem anteiligen „Veräußerungsgewinn“ aus, wies ihn im ESt-Bescheid 2006 bei den Ein-

künften aus selbständiger Arbeit gesondert aus und gewährte (ohne entsprechenden An-

trag des Klägers) den ermäßigten Steuersatz gemäß § 34 Abs. 3 EStG. Diese Fehler wa-

ren erkennbar. Der steuerliche Vorteil betrug rund 8.000 EUR. Der Bescheid wurde be-

standskräftig. Am 27. September 2017 erließ das Finanzamt den ESt-Bescheid 2016, ohne 

die Ermäßigung aufgrund des § 34 Abs. 3 Satz 4 EStG zu berücksichtigen, weil diese 

bereits 2006 verbraucht gewesen sei. Der dagegen gerichtete Einspruch blieb erfolglos. 

 

Der Klage wurde stattgegeben. Der ermäßigte Steuersatz nach § 34 Abs. 3 EStG ist durch 

die vom Finanzamt fehlerhafte Gewährung in 2006 nicht verbraucht. Der BFH hat zwar 

entschieden, dass eine antragsgebundene Steuervergünstigung, die dem Steuerpflichti-

gen nur einmal gewährt werden kann, für die Zukunft auch dann "verbraucht" ist, wenn die 

Vergünstigung vom Finanzamt zu Unrecht gewährt worden ist, insbesondere ein erforder-

licher Antrag vom Steuerpflichtigen nicht gestellt worden ist (BFH-Beschluss vom 1. De-

zember 2015 X B 111/15, BFH/NV 2016, 199 zu § 34 Abs. 3 EStG) und der Steuerpflichtige 

das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte (BFH-Urteil vom 21. Juli 2009 X R 2/09, 

BStBl II 2009, 963 zu § 16 Abs. 4 EStG). Entscheidend ist nach dem BFH allein, dass sich 

die Vergünstigung auf die frühere Steuerfestsetzung ausgewirkt hat und sie dort nicht mehr 

rückgängig gemacht werden kann (BFH-Beschluss vom 1. Dezember 2015 X B 111/15, 

BFH/NV 2016, 199). Wenn der Steuerpflichtige sich die Möglichkeit vorbehalten will, die 

Vergünstigung in einem späteren Jahr in Anspruch zu nehmen, muss er die Steuerfestset-

zung anfechten, in der ihm die Vergünstigung zu Unrecht gewährt worden ist. 

Der Senat ist davon ausgegangen, dass auch angesichts dieser Entscheidungen im Streit-

fall nicht von einem Objektverbrauch auszugehen ist, weil in 2006 kein Veräußerungsge-

winn erzielt, folglich kein „verbrauchsfähiges Objekt“ vorgelegen hat und der Kläger kein 

Steuerpflichtiger im Sinne des § 34 Abs. 3 Satz 1 EStG gewesen war. Er hatte damit kein 

Wahlrecht nach § 34 Abs. 3 EStG (wie es auch in § 34 Abs. 3 Satz 5 EStG für den Fall 
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mehrerer Veräußerungsgewinne in einem Jahr explizit ausgeführt wird) und hatte dieses 

auch nicht „unberechtigt“ beantragt. 

 

Der 2. Senat hat die Revision zugelassen, das Verfahren ist beim BFH unter dem Akten-

zeichen VIII R 2/19 anhängig.   

 

 

Zur einkommensteuerrechtlichen Behandlung von erhaltenen Pflegegeldern, welche der 

Betreiber eines privaten Seniorenheims erhält, und zur umsatzsteuerlichen Behandlung 

verschiedener Einnahmen in diesem Zusammenhang.   

 

Mit Beschluss vom 29. Januar 2019 hat der 4. Senat des Finanzgerichts (Aktenzeichen 4 V 

135/17) zu zahlreichen einkommensteuerrechtlichen und umsatzsteuerrechtlichen Fragen im 

Zusammenhang mit dem Betreib eines privaten Seniorenheims Stellung genommen.  

 

Der Antragsteller meldete zum 1. Juli 2009 den Betrieb „Betreutes Wohnen“ an und erzielte mit 

diesem Betrieb gewerbliche Einkünfte. Die gewerblichen Einkünfte wurden nach § 4 Abs. 3 

EStG ermittelt. Der Kläger erbrachte seine Leistungen auf Grundlage von sog. Seniorenmiet-

verträgen einerseits und separaten Wahlleistungsverträgen andererseits. Die Seniorenmiet-

verträge hatten die Vermietung des jeweiligen Zimmers mit entsprechender Ausstattung zum 

Gegenstand. Dazu gab es unterschiedliche Zusatzleistungen (z.B. Notruftelefon). Die von den 

Mietverträgen gesondert angebotenen (Wahl-)Leistungen wurden je nach Bedarf der Bewoh-

ner auf Basis separater Wahlverträge vereinbart (z.B. Frühstück). Im Einzelnen erfolgte die 

vertragliche Gestaltung und Abrechnung uneinheitlich. Auch erfolgte die Kostenübernahme in 

uneinheitlicher Art und Weise. Im Rahmen einer BP wurden diverse Streitpunkte aufgegriffen, 

die später im Rahmen des AdV-Beschlusses zu würdigen waren. In diesem Zusammenhang 

entschied der Senat u.a.,  

 

- dass Pflegegelder, die der Betreiber eines privaten Seniorenheims von den pflegebe-

dürftigen Personen erhält, als Betriebseinnahmen zu erfassen sind. Dabei greift weder 

§ 3 Nr. 1a EStG noch § 3 Nr. 36 EStG; 

- dass eine Qualifikation von erhaltenen Pflegegeldern als durchlaufende Posten nur 

dann in Betracht kommt, wenn die Gelder im Namen und auf Rechnung eines anderen 

vereinnahmt werden und die konkrete Einnahme mit einer Ausgabe zu einem einheit-

lichen Vorgang verklammert werden kann;  

- dass die Einnahmen aus Seniorenmietverträgen einerseits und aus Wahlverträgen an-

dererseits umsatzsteuerlich voneinander zu trennen sind;  
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- dass die Leistungen, die aufgrund der Seniorenmietverträge erbracht werden, noch-

mals in Vermietungsleistungen und Betreuungsleistungen zu trennen sein können, 

wenn nicht die Raumüberlassung hinter die vom Heimbetreiber zu erbringenden 

Pflege- und Betreuungsleistungen zurücktritt. In diesem Zusammenhang setzte sich 

das Gericht mit der Anwendbarkeit von nationalen und europarechtlichen Steuerbefrei-

ungsvorschriften sämtlicher Einzelleistungen (Vermietung/Pflege/Wahlleistungen) aus-

einander und gelangte zu einer teilweisen Steuerfreiheit. 

 

Der Beschluss ist rechtskräftig.   

 

 

Eine Nachschätzung gem. § 11 Abs. 1 BodSchätzG ist nicht durchzuführen, wenn der 

Ackerschätzungsrahmen weiterhin anzuwenden ist 

 

Dies hat der 2. Senat des FG mit seinem Urteil vom 24. April 2018 (Aktenzeichen 2 K 138/16) 

erkannt. 

 

Die Klägerin begehrte, die Flurstücke 21/1, 86/4 und 87/2 der Flur 1 der Gemarkung A im Wege 

einer Nachschätzung nach dem Grünlandschätzungsrahmen zu bewerten. Mit Vertrag vom 

22. November 2013 erwarben die Klägerin und die Beigeladene aufgrund einer Teilerbausei-

nandersetzung ca. 16 ha landwirtschaftliche Nutzflächen in den Gemeinden C, F und I. Zum 

Stichtag 1. Januar 2014 bewertete das FA die landwirtschaftlichen Nutzflächen in den jeweili-

gen Gemeinden als Stückländereien. Für den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb in der Ge-

meinde F erfasste das FA 7,0060 ha Ackerland, 1,6785 ha Grünland und 0,0604 ha Hoffläche. 

Der Schätzungsausschuss des FA K hatte am 1. und 2. November 1938 die oben aufgeführten 

Flurstücke als Acker-Grünland (Wechselland) eingestuft. Der amtliche Bodenschätzer führte in 

seiner Stellungnahme vom 23. Juli 2014 u.a. aus, dass die schon bei der Reichsbodenschät-

zung als Ackerboden angesehenen Flächen mit entsprechender Klassifizierung und Bonitie-

rung nach dem Ackerschätzungsrahmen sich durch die Wasserbaumaßnahmen hinsichtlich 

der natürlichen Ertragsbedingungen eindeutig nicht zu einem typischen Grünlandstandort ge-

wandelt hätten, sondern mehr denn je ein typischer Ackerstandort seien. Deshalb gebe es 

keinen Anlass, die bestehende Schätzung zu verändern. Bei der Nachschätzung unverändert 

gebliebene Teile des Schätzungswerkes würden weiterhin als rechtskräftig gelten. Der dage-

gen erhobene Einspruch blieb erfolglos.  

 

Der 2. Senat hat die Klage abgewiesen, weil der Ackerschätzungsrahmen weiterhin anzuwen-

den sei. Die streitgegenständlichen Flurstücke seien nach wie vor ackerfähig und Wechselland 
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liege nicht mehr vor. Die Voraussetzungen des § 2 BodSchätzG und damit die Voraussetzun-

gen für eine Nachschätzung lägen nicht vor. Nach den Feststellungen des Schätzungsaus-

schusses sei die Klassenfläche, zu der die streitgegenständlichen Flurstücke gehörten, nach 

dem Ackerschätzungsrahmen zu bewerten. Dieses sei nicht zu beanstanden. Die Vorausset-

zungen für eine Nachschätzung und damit für eine Umschätzung und Anwendung des Grün-

landschätzungsrahmens lägen bei Anwendung des § 2 Abs. 2 BodSchätzG nicht vor.  

Nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BodSchätzG sei von einer der natürlichen Ertragsfähigkeit entspre-

chenden gemeinüblichen Bewirtschaftung auszugehen. Da abweichende Bewirtschaftungsfor-

men unberücksichtigt blieben, komme es danach unter Berücksichtigung der natürlichen Er-

tragsbedingungen auf die mögliche Ackernutzung an. Die streitigen Flächen waren vom Schät-

zungsausschuss 1938 als ackerfähig eingestuft worden. Aufgrund der Wasserregulierung 

durch den Sielverband T sei die Ackerfähigkeit nach wie vor gegeben, wenn nicht sogar ver-

bessert worden. Denn aufgrund der Nachschätzung in 2011/2012 in diesem Gebiet seien bei 

den umliegenden Flurstücken Umschätzungen vom Grünlandschätzungsrahmen (bisher GrA) 

in den Ackerschätzungsrahmen (A) vorgenommen worden. Dieses habe auch zu einer Erwei-

terung der Klassenfläche geführt, in der die streitgegenständlichen Flurstücke lägen. Es be-

stünden keine Anhaltspunkte dafür, dass sich die natürlichen Ertragsbedingungen so geändert 

hätten, dass nur noch eine Grünlandnutzung in Betracht komme. Insbesondere liege auch kein 

Wechselland i.S.d. § 2 Abs. 2 Satz 2 BodSchätzG mehr vor, da kein regelmäßiger Wechsel 

verschiedener Nutzungsarten auf der derselben Fläche stattfinde. Die Einstufung als „Wech-

selland“ sei im Übrigen auch keine Nutzungsart im Sinne des § 2 BodSchätzG, sie führe weder 

zu einer anderen Kulturart noch zu einer anderen Klasseneinteilung (so auch FG Mecklenburg-

Vorpommern, Urteil vom 12.11.2009 2 K 61/07). Es komme daher auf eine „vorherrschende 

Nutzungsart“ nicht mehr an. Bei einer Nachschätzung würde daher für die streitgegenständli-

chen Flurstücke lediglich die Bezeichnung Wechselland wegfallen und aus GrA dann A wer-

den. Dieses habe jedoch keine Auswirkung auf die Anwendung des Ackerschätzungsrahmens, 

so dass eine Nachschätzung nicht durchzuführen sei. 

 

Die Revision wurde vom BFH zugelassen. Das Beschwerdeverfahren wird unter dem Az. II R 

7/19 als Revisionsverfahren fortgeführt. 

 

 

 

 

Voraussetzungen einer Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 11 EStG in Grenzfällen zwischen 

einer Vollzeitpflege gem. § 33 SGB VIII und der Betreuung in einer anderen Einrichtung 

gem. § 34 SGB VIII 
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Mit dieser Abgrenzungsfrage hat sich der 2. Senat des FG in einem Urteil vom 27. Februar 

2019 (Aktenzeichen 2 K 8/19) auseinandergesetzt.  

 

Im Streitfall hatte die Klägerin, eine aus Ehegatten bestehende GbR, in ihrem Haus bis zu 

sechs Pflegekinder aufgenommen. Die Beteiligten stritten darüber, ob die gezahlten Pflegegel-

der aufgrund einer Vollzeitpflege gem. § 33 SGB VIII nach § 3 Nr. 11 EStG steuerfrei waren 

oder es sich um eine steuerpflichtige Betreuung in einer anderen Einrichtung gem. § 34 SGB 

VIII handelte. 

 

Für den Senat stand unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls entscheidend die 

Tatsache im Vordergrund, dass die Betreuung den Gesellschaftern der Klägerin persönlich 

übertragen worden war: der Dienstleistungsvertrag war mit den beiden Gesellschaftern abge-

schlossen worden. Im Unterschied zu einem Kinderheim, in dem die Betreuung zumindest 

auch durch - durchaus wechselnde - angestellte Erzieher erbracht werde, seien die Kinder und 

Jugendlichen im Streitfall eher wie bei einer typischen Pflegefamilie in den persönlichen Haus-

halt der Gesellschafter der Klägerin eingegliedert gewesen. Die Beschäftigung einer Teilzeit-

kraft stehe dem nicht entgegen. Selbst wenn im Sozialrecht eine Einordnung des Streitfalls 

möglicherweise eher unter § 34 SGB VIII zu erfolgen habe, schlösse dies eine Steuerbefreiung 

nach § 3 Nr. 11 EStG nicht zwingend aus. Denn der BFH habe ausdrücklich offengelassen, ob 

bei Mischformen eine Anwendung der Befreiungsnorm in Betracht zu ziehen sein könne (BFH-

Urteil vom 5. November 2014 VIII R 29/11, BStBl II 2017, S. 432 Rnr. 62). 

 

Das Urteil ist rechtskräftig. 

 

 

Zahlungen an eine GmbH, welche diese dafür erhält, dass sie einen Steuerpflichtigen 

(hier: Arzt) bei der Erlangung eines Professorentitels unterstützt, können beim Steuer-

pflichtigen unter bestimmten Voraussetzungen als Betriebsausgaben anerkannt werden 

 

Mit Urteil vom 6. März 2019 (Aktenzeichen 4 K 48/18) hat der 4. Senat des Finanzgerichts 

entschieden, dass Aufwendungen eines steuerpflichtigen Arztes für die Erlangung eines Pro-

fessorentitels unter bestimmten Voraussetzungen als Betriebsausgaben anerkannt werden 

können.  

 

Der Kläger war Partner einer hochspezialisierten Arztpraxis. Bereits im Jahre 2013 hatte er mit 

einer GmbH einen „Wissenschaftsvertrag“ geschlossen, der darauf gerichtet war, dass die 
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GmbH für den Kläger mit seiner aktiven Unterstützung eine Professur, Gastprofessur, Hono-

rarprofessur oder außerplanmäßige Professur an einer Universität, Hochschule innerhalb der 

Europäischen Union (EU) realisiert. Im Rahmen dieser Aufgabe vermittelte die GmbH dem 

Kläger u.a. eine Nebentätigkeit an einer Universität im Ausland, welche auf die Verleihung ei-

nes entsprechenden Titels ausgerichtet war. Die Zahlung an die GmbH machte der Kläger als 

Betriebsausgaben geltend.  

 

Nach Abwägung aller Umstände des Falles und unter Berücksichtigung der persönlichen Aus-

führungen des Klägers in der mündlichen Verhandlung ist der 4. Senat zu der Überzeugung 

gelangt, dass die streitigen Aufwendungen zur Erlangung einer Professur im Sinne des § 4 

Abs. 4 EStG betrieblich veranlasst waren und auch das Abzugsverbot gemäß § 12 Nr. 1 Satz 

2 EStG nicht eingreift. Tragend war dabei die Erwägung, dass die Führung des Professorenti-

tels im Streitfall eine sehr hohe erwerbswirtschaftliche Bedeutung hatte, sodass die private 

Veranlassung dahinter zurücktrat. Hiermit stellte das Gericht eine andere Würdigung an als 

das Finanzgericht Münster in einem ähnlichen Fall (Aktenzeichen 4 K 1891/14 F, EFG 2017, 

1949 - betreffend einen Zahnarzt). Es ließ die Revision dennoch nicht zu, weil die Rechtsgrund-

sätze insoweit geklärt sind und es lediglich um die Würdigung des Einzelfalls ging.  

 

Das Urteil ist rechtskräftig.  

 

 

Behält sich die Erblasserin eine umfassende Vermögensverfügungsbefugnis vor, geht 

das eingebrachte Vermögen nicht auf den Trust über, da der Trust über das Vermögen 

im Verhältnis zum Errichter nicht tatsächlich und rechtlich frei verfügen kann 

 

Mit Urteil vom 23. Januar 2019 (Aktenzeichen 3 K 41/17) hat der 3. Senat des Finanzgerichts 

entscheiden, dass das in einen Trust eingebrachte Vermögen nicht auf diesen übergeht, wenn 

der Trust im Verhältnis zum Errichter nicht tatsächlich und rechtlich frei über das Vermögen 

verfügen kann. Im Falle des Todes des Errichters gehört das so im Trust angelegte Vermögen 

zum Nachlass und unterliegt damit der Erbschaftsteuer. 

 

Der C-Trust wurde im Jahr 1997 nach den gesetzlichen Vorschriften von Guernsey durch O 

und den Kläger gegründet und mit Vermögen der Erblasserin, welche als Errichterin des Trusts 

fungierte, ausgestattet. Die Errichterin behielt sich umfassende Weisungs- und Herrschaftsbe-

fugnisse vor. Als die Errichterin verstarb, entstand zwischen dem Finanzamt und dem Kläger 

Streit darüber, ob für das in den Trust eingebrachte Vermögen Erbschaftsteuer zu entrichten 

war. 
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Das hat der 3. Senat des Finanzgerichts bejaht. Gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG unterliege der 

Erbschaftsteuer als Erwerb von Todes wegen der Erwerb durch Erbanfall (§ 1922 BGB). Mit 

dem Tod einer Person gehe deren Vermögen als Ganzes auf den oder die Erben über. Zum 

Zeitpunkt des Todes sei die Erblasserin noch Inhaberin des über den C-Trust angelegten Ver-

mögens gewesen. Beim C-Trust habe es sich jedenfalls bis zum Ableben der Errichterin und 

Erblasserin nicht um eine verselbständigte Vermögensmasse i.S.d. § 7 Abs. 1 Nr. 8 Satz 2 

ErbStG gehandelt, deren Zweck auf die Bindung von Vermögen gerichtet gewesen sei. Dem 

stünden die getroffenen Regelungen über eine umfassende Herrschaftsbefugnis der Erblasse-

rin bis zu ihrem Tode sowie die tatsächliche Vertragsdurchführung in Gestalt zahlreicher auf 

Anweisung der Erblasserin zu ihren Gunsten durchgeführter Vermögensverfügungen entge-

gen. Die Gesamtheit der getroffenen Vertragsregelungen und die bis zum Tode gelebte Ver-

tragspraxis sei auf eine Kapitalanlage der Erblasserin im Mantel eines Trusts gerichtet gewe-

sen. 

 

Der 3. Senat hat die Revision zugelassen, das Verfahren ist beim BFH unter dem Aktenzeichen 

II R 13/19 anhängig. 

 

 

Schließt ein Publikums-Schiffsfonds ein Devisentermingeschäft ab, welches in seiner 

Intention und Umsetzung im Wesentlichen dazu bestimmt ist und durchgeführt wird, die 

prospektierte Ausschüttung an die Anleger gegen Währungsschwankungen abzusi-

chern, so unterfallen Gewinne aus diesem Geschäft nicht der Tonnagebesteuerung 

 

Mit Urteil vom 26. März 2019 (Aktenzeichen 4 K 19/19) hat der 4. Senat des Finanzgerichts 

entschieden, dass Gewinne aus Währungssicherungsgeschäften, die der Absicherung von 

Ausschüttungen dienen, nicht der Besteuerung nach § 5a EStG unterfallen.  

 

Die Klägerin ist eine Schifffahrtsgesellschaft in der Rechtsform einer GmbH & Co. KG. Gegen-

stand des Unternehmens ist der Erwerb und Betrieb eines Schiffes. Sie ermittelte ihren Gewinn 

seit dem Jahr 2004 nach § 5a Abs. 1 EStG. Im Emissionsprospekt hieß es u.a.: 

 

"… Ein Wechselkursrisiko besteht daher nur im Hinblick auf die Leistung der Auszahlungen an 

die Gesellschafter, einen Teil der Schiffbetriebskosten sowie die Gesellschaftskosten. Im Rah-

men der Prognoserechnung wurde über die gesamte Laufzeit des Fonds mit einem Wechsel-

kurs von … USD/EUR gerechnet. (…) Es besteht das Risiko, dass ein höherer Euro-Kurs als 
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USD … pro EUR nur Auszahlungen an die Gesellschafter in einer gegenüber den Prospektan-

gaben verminderten Höhe zulässt. Bis zum Jahr … wurde ein großer Teil der Auszahlungen 

durch USD-Terminverkäufe wie folgt gesichert: …" 

 

Im Rahmen einer BP wurde ein Gewinn aus einem Termingeschäft – dessen Mittel für eine 

Ausschüttung verwendet worden waren – festgestellt. Das Finanzamt setzte daher nicht durch 

die Tonnagebesteuerung abgegoltene Einnahmen aus Devisentermingeschäften in entspre-

chender Höhe an.  

Das Gericht entschied, dass dies zu Recht erfolgt sei. Denn sofern ein Publikums-Schiffsfonds 

ein Devisentermingeschäft abschließe, welches in seiner Intention und Umsetzung im Wesent-

lichen dazu bestimmt sei und durchgeführt werde, um die prospektierte Ausschüttung an die 

Anleger gegen Währungsschwankungen abzusichern, dann stehe diese Sicherung in erster 

Linie in einer direkten, dichten und nicht durch etwas Drittes vermittelten Verbindung zu den 

privaten Vermögensinteressen der Gesellschafter. Die Bedienung der Gesellschafterinteres-

sen diene jedoch nicht in einem hinreichenden unmittelbaren Maße dem Einsatz oder der Ver-

charterung von Schiffen i.S.d. § 5a EStG.  

 

Das Urteil ist rechtskräftig.  
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